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Regieren in Krisenzeiten: 
Der Bundesrat im deutschen Bundesstaat. Verlängerter Arm 
der Parteizentralen oder Wahrer der Länderinteressen?
von Mathias Bauer
usammenfassung: Das Grundgesetz
legt fest, dass der deutsche Föderalis-
mus seinen Niederschlag im Zwei-
Kammersystem ﬁndet. Anders als im
Bundestag treten im Bundesrat nicht die Par-
teien in den Vordergrund, sondern 16 Landes-
regierungen. Der Bundesrat erscheint Vielen
anfällig für parteipolitisch motivierte Instru-
mentalisierungen. Der Wandel des Parteiensy-
stems, hin zum Fünfparteiensystem, setzt die
Fähigkeit voraus, Mehrheiten für Gesetze
 jenseits der klassischen Koalitionsmuster zu or-
ganisieren. Nicht weniger als sieben unter-
schiedliche Regierungskonstellationen waren
2010 gleichzeitig in den Ländern vorhanden.
Somit sind folgende Fragen zu beantworten:
Droht nun Stillstand wegen Blockaden des
Bundesrats? Ist der deutsche Föderalismus
handlungsfähig? Gibt es Reformmöglichkeiten
und sind sie nötig?
Einleitung
„Während der Bundesrat Länderinteressen
vertreten und sich seine Vetomacht auf Fra-
gen, die den Kernbereich der Länderinteres-
sen berühren, beschränken soll, vertritt er
zumindest in wichtigen Sachfragen regel-
mäßig Parteiinteressen.“1
Diese Aussage zur Handlungspraxis des
Bundesrats drückt die oftmals in der media-
len Öﬀentlichkeit verbreitete Einschätzung
aus, dass die Länderregierungen bei ihrem
Abstimmungsverhalten im Bundesrat eher
den Weisungen der jeweiligen Parteizentra-
len folgen, als ihr Abstimmungsverhalten an
den Länderinteressen auszurichten. Der da-
malige SPD-Vorsitzende Oskar Lafontaine
formulierte 1997 auf dem Parteitag in Han-
nover: „Wir werden auch in Zukunft Un-
sinn blockieren, das ist unsere Pﬂicht.“2
Im Gesetzgebungsverfahren gibt es Ver-
ﬂechtungsansätze zwischen Bund und
 Ländern, auch wenn im Zuge der Föderalis-
muskommission II die Politik bestrebt war,
diese Verﬂechtung zu entwirren.3 Durch die
turnusmäßigen Landtagswahlen verändern
sich die Mehrheiten des Bundesrates inner-
halb der Legislaturperiode einer Bundesre-
gierung mehrfach. Hierdurch kommt es
 faktisch zum Dauerwahlkampf.4 Die mehr-
stuﬁge Gesetzgebung, nach der mehrere
Rückkoppelungsprozesse und Vermittlun-
gen stattﬁnden, bietet der Bundestagsoppo-
sition die Chance, über den Bundesrat
gegebenenfalls Einﬂuss auf Gesetze der Bun-
desregierung zu nehmen. Dieser potenzielle
Einﬂuss ist auch der wahlberechtigten Be-
völkerung bewusst und sie nutzt daher oft-
mals Landtagswahlen, um mit ihrer Stimme
die Politik der Bundesregierung zu beurtei-
len. Landtagswahlen werden somit oft zu
 sogenannten Testwahlen.5 Seit Langem
konnte mit der Großen Koalition (2005-
2009) eine Regierung wieder auf eine
 doppelte Mehrheit setzen und ,durchregie-
ren‘. Schwarz-Gelb verlor seine doppelte
Mehrheit 2010 und ist seitdem auf den
 Kooperationswillen der Bundestagsopposi-




Der deutsche Föderalismus ist eine Verbin-
dung aus einem „dualistischen Parteiensy-
stem mit großer Wettbewerbsintensität
einerseits“ und einer „speziﬁschen Form des
stark verﬂochtenen Föderalismus anderer-
seits“, welche jeweils „von tendenziell
 gegenläuﬁgen Handlungslogiken und Ent-
 scheidungsregeln bestimmt“ werden und
sich gegebenenfalls gegenseitig blockieren
können.7 Das Resultat dieser Kombination
ist die sogenannte Lehmbruchsche ‚Struktur -
bruchthese‘, nach der es einen Widerspruch
in der Architektur des bundesdeutschen
Staatsaufbaus gibt, der sich in der Gesetzge-
bung auswirkt: Während die föderale Struk-
tur dem Element der Konsensﬁndung
unterliegt, baut das Parteiensystem auf Kon-
kurrenz und Wettbewerb auf, was unwei-
gerlich zu Konﬂikten führt. 
Im Bundesrat werden beide Elemente, Kon-
sens und Konﬂikt, zusammengebracht und
ausgetragen. Grande weist vor diesem
 Hintergrund auf die Anfälligkeit des bun-
desdeutschen Föderalismus für Entschei-
dungsblockaden hin.8 Allerdings schwächen
Z
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Seit es Menschen gibt, ist der Wett -
eifer der Ansporn zu fast allem 
wichtigem und bedeutendem Tun 
gewesen.
/ Bertrand Russell /
Abbildung 1: Akteurskonstellation in der deutschen Finanzpolitik12
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Risiken dar. Während die Bundesregierung
fürchtet, als schwach und handlungsunfähig
zu gelten, droht der Opposition der Vorwurf
der parteitaktischen Blockadehaltung.
Lehmbruch kritisiert daher dieses Verfahren,
das zum einen Parteienwettbewerb, zum an-
deren konsensorientierte Politik beinhaltet.14
Das Funktionieren des politischen Systems
sei, seiner Meinung nach, durch den Struk-
turfehler (‚Strukturbruchthese‘) und den
damit einhergehenden knapp 42 Prozent zu-
stimmungspﬂichtigen Gesetzen15 gefährdet.
Auch Scharpf sieht in den daraus oft resul-
tierenden parteipolitisch motivierten Blok-
kaden einen Hauptgrund für die Ineﬃzienz
des bundesdeutschen Systems.16
Ein Blick auf die in der Bundesrepublik
herrschenden Mehrheitsverhältnisse legt
oﬀen, dass allerdings über weite Strecken der
bundesrepublikanischen Geschichte zu-
nächst eine kongruente Mehrheit in beiden
Kammern herrschte. Erst in den 1970er Jah-
ren traten unterschiedliche Mehrheiten auf.
Die Regierung Kohl konnte lange auf eine
doppelte Mehrheit zählen. Rot-Grün war
dieses Privileg zumindest von 1998 bis 2000
Das Abstimmungsverhalten des 
Bundesrats im Gesetzgebungsverfahren 
Bei Betrachtung der Konﬂiktsituation Bund/
Länder (also Bundestag/Bundesrat) steht
fest, dass bei entgegengesetzten Mehrheiten
naturgemäß beide Seiten (Bundesregierung
und Opposition) für ihre Positionen bei den
Ländern werben und versuchen, sich ihr Ab-
stimmungsverhalten in der Länderkammer
zu sichern. Allerdings wird das Länderinter-
esse nicht nur ideologisch oder parteipoli-
tisch geleitet. Am Ende steht für viele
Landesregierungen ein Abwägungsprozess
zwischen Parteiräson und Landesinteresse.
Besonders oﬀenkundig wird dieser Sachver-
halt, wenn in einem Bundesland Landtags-
wahlen anstehen und der Regierungschef
sich zu proﬁlieren sucht.13
Das Scheitern von Gesetzesvorlagen im Ge-
setzgebungsprozess stellt grundsätzlich für
beide Seiten, Regierung und Opposition,
sowohl das Fünfparteiensystem als auch die
zunehmende Volatilität der Wählerschaft die
drohenden Entscheidungsblockaden ab.
Benz zufolge führen die Regionalisierung
der Parteien sowie der politischen Konﬂikt-
linien, die stärkere Ausdiﬀerenzierung der
Parteiensysteme der Länder und die zuneh-
mende Varianz der Parteienkonstellationen
dazu, dass die regionalen Konﬂiktlinien die
ideologischen Konﬂiktlinien bestimmen.9
Dennoch existieren weiterhin verschiedene
Konﬂiktlinien.10 Relevant in unserem Kon-
text sind, bei entgegengesetzten Mehrheiten,
insbesondere die Konﬂiktlinien Bundes-
tag/Bundesrat und Landesregierung/Bun-
despartei. Die erstgenannte Konﬂiktlinie
wird im Fünfparteiensystem verstärkt eine
Rolle spielen, da anzunehmen ist, dass kaum
kongruente Mehrheiten in beiden Kam-
mern herstellbar sind.11
Die zweite Konﬂiktlinie tritt in der Regel
nur selten zutage, da bereits im Vorfeld von
Entscheidungen eine Synchronisation der
Interessen zwischen Bundespartei und Lan-
desregierung stattﬁndet. Umso mehr erregt
ein abweichendes Verhalten in der medialen
Öﬀentlichkeit Interesse.
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Entscheidend ist nicht die Frage, ob
man Macht hat, entscheidend ist die
Frage, wie man mit ihr umgeht.
/ Alfred Herrhausen /
Tabelle 1: Abstimmungsverhalten des Bundesrates 1949 bis 200918
Tabelle 2: Anzahl der Gesetzesvorlagen 1949 bis 200919
Wahlperiode) ﬁel die Ablehnungsquote
sogar auf drei Prozent.23 Unter Rot-Grün
sank die Ablehnungsquote seit 1990 auf
ihren Tiefststand von 2,3 Prozent und 2,6
Prozent.24
Weder eine parteipolitische Blockadehal-
tung im Bundesrat bei entgegengesetzten
Mehrheiten noch eine Zunahmetendenz
sind somit nachweisbar.25 Die Erklärungen
hierzu sind vielseitig: Zum einen stärken
 Ministerpräsidenten gern durch Kooperati-
onswillen ihr Standing innerhalb und au-
ßerhalb der Partei. Zum anderen ist der
Politikstil einer Bundesregierung pragma-
tisch geprägt. So bemüht sie sich durch ge-
schicktes politisches Taktieren, Blockaden zu
umgehen. So werden entweder Gesetze in
zustimmungspﬂichtige und in nicht zustim-
mungspﬂichtige Teile aufgespalten oder mit
‚Zustimmungsanreizen‘ versehen; teilweise
werden Gesetze gar nicht erst eingebracht,
um eine Ablehnung zu umgehen.26
Mehrheitsﬁndung im Fünfparteiensystem
Doch gelten die bislang gewonnenen Er-
kenntnisse auch im Fünfparteiensystem?
Grundsätzlich sinkt das Blockadepotenzial
durch das Absenken der zustimmungs-
pﬂichtigen Gesetzgebung. Vor dem Hinter-
grund der Benzschen Analysen, nach denen
das Landesinteresse sukzessiv für eine Lan-
desregierung wichtiger wird als die Parteirä-
son, bilanzieren auch Detterbeck und
Renzsch, dass sich seit 1990 „Tendenzen zu
mehr Eigenständigkeit des landespolitischen
(Parteien-)Wettbewerbs und zu mehr Auto-
nomie der regionalen Parteigliederungen
feststellen“ lassen.27 Es dürfte daher zu ver-
stärkten Konﬂikten zwischen Bundeslän-
dern und einer Abkehr vom Konsensprinzip
kommen.28
Seit dem Regierungswechsel 2009 tritt nun
die bis dato unerwartete Konﬂiktlinie ,Bun-
desregierung versus kongruent-regierte Bun-
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desländer‘ hervor. So verweigerten neben A-
Ländern auch B-Länder Gesetzen der Bun-
desregierung zumindest zunächst ihre
Zustimmung. Nachdem seit 2010 wieder
ungleiche Mehrheiten in beiden Kammern
bestehen, dürfte das Regieren für die Bun-
desregierung noch schwieriger werden. Zen-
trale Reformprojekte von Schwarz-Gelb
sollen im Bundesrat durch die A-Länder
blockiert werden.
Die aktuelle Bilanz über die Föderalismus-
reform aus dem Jahr 2006 besagt, dass der
große Wurf bei der Reform verfehlt wurde.
Mit über 40 Prozent ist der Anteil der zu-
stimmungspﬂichtigen Gesetze noch zu
hoch.29 Das gesteigerte Interesse von Union
und SPD nach der Zeit der Großen Koali-
tion, sich wieder gegeneinander zu proﬁlie-
ren, lässt erahnen, dass parteitaktisches
Handeln die Tagespolitik stärker beeinﬂus-
sen und die Konsenssuche erschweren
könnte. Grundsätzlich wird alleine durch
die Vielzahl unterschiedlicher Koalitionen in
den Ländern eine Kompromisssuche, mit
dem Ziel einer Mehrheit in der Länderkam-
mer, schwieriger. 
Infolge des neuen Fünfparteiensystems
dürfte es zukünftig verstärkt auch zu Drei-
erbündnissen auf Länderebene kommen.
Soll nicht die Große Koalition bei der Re-
gierungsbildung auf Landesebene die Regel
werden, so ist es für die Mehrheitsﬁndung
im Bundesrat notwendig, mit mehreren Par-
teien einen Kompromiss zu suchen. Bis zum
Bruch der schwarz-grünen Landesregierung
in Hamburg konnte die Bundesregierung
im Bundesrat Mehrheiten mit SPD oder
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beschieden. Entgegengesetzte Mehrheiten
zwischen Bundestag und Bundesrat können
die Umsetzung von Gesetzesvorhaben
 beeinträchtigen. Oder, wie Roland Lhotta
fragte: „Kann man (...) von ostinaten Blo cka -
den und von Reformverhinderung spre-
chen?“17
Ein Blick in die oﬃzielle Bundesratsstatistik
zeigt, dass es, trotz dieser durchaus über
Strecken schwierigen Konstellationen, keine
Blockadetendenzen des Bundesrates gab:
Wie Tabelle 1 zeigt, hat der Bundesrat seit
1949 insgesamt 72 Gesetzesvorlagen seine
Zustimmung bei zustimmungspﬂichtigen
Gesetzen verweigert. In diesem Zeitraum
gab es in toto 3617 Gesetzesvorlagen, die
der Zustimmung durch die Länderkammer
bedurften (siehe Tabelle 2).
Bis heute wurden somit (also auch über Zei-
ten entgegengesetzter Mehrheiten) nur zwei
Prozent der zustimmungspﬂichtigen Geset-
zesvorlagen endgültig von der Länderkam-
mer blockiert.
Von den Rechtsverordnungen wurden durch
die Länderkammer sogar nur 0,7 Prozent
seit 1949 abgelehnt, wie Tabelle 3 zu ent-
nehmen ist.20 
Bei den Verwaltungsvorschriften betrug die
Ablehnungsquote im gleichen Zeitraum 0,9
Prozent.22 Eine Abweichung von der Regel
stellt die 15. Wahlperiode dar: Ihre Ableh-
nungsquoten sind, aufgrund des Streits um
die Ausgestaltung der Hartz-Gesetzgebung,
im Vergleich die höchsten. Auch speziell die
Ablehnungsquoten im Gesetzgebungsver-
fahren zu Zeiten mit ungleichen Mehrhei-
ten fallen nicht aus dem Rahmen. Die
Ablehnungsquote des Bundesrates von Ge-
setzen betrug zum Ausgang der 12. Wahlpe-
riode (Regierungszeit Kohl) 3,5 Prozent. Bei
prozentualer Zunahme der zustimmungs-
pﬂichtigen Gesetzgebung von 57,2 Prozent
(12. Wahlperiode) auf 59,5 Prozent (13.
Tabelle 3: Abstimmungsverhalten des Bundesrates bei Rechtsverordnungen seit 194921
Ein Kompromiss ist nur dann gerecht,
brauchbar und dauerhaft, wenn beide
Parteien damit gleich unzufrieden
sind.
/ Henry Kissinger /
dies mit ihrer Untersuchung zum Blockade-
potenzial ebenfalls untermauert: Es gibt
„keinen weithin unterstellten und intuitiv
nahe liegenden linearen Zusammenhang
von steigender Konfrontation bei steigender
Regierungsfeindlichkeit des Bundesrats,
 sofern man Konfrontation über das Abstim-
mungsverhalten der Opposition im Bun-
destag operationalisiert. Vielmehr bestätigen
sich [...] Modellvorhersagen, dass die Zeiten
unsicherer Mehrheitsverhältnisse tendenziell
Zeiten der verschärften parteipolitischen
Konfrontation sind, während die Regierung
in Zeiten klarer Oppositionsmehrheit – not-
gedrungen – den Kompromiss mit der Op-
position sucht.“.35
Das Fehlurteil ,Bundesrat als Blockierer‘
wähnt sich immer dann als bestätigt, wenn
in Wahlkampfzeiten, aufgrund von ver-
stärktem Proﬁlierungsdrang der Parteien,
Gesetze medienwirksam gestoppt werden.
Burkhard/Manow belegen, dass insbeson-
dere sechs Monate vor einer Bundestagswahl
die Konﬂiktpotenziale bei der zustim-
mungspﬂichtigen Gesetzgebung steigen.36
Grundsätzlich sind Parteien Abbilder von
Mehrebenensystemen. Parteien vereinen
unter ihrem Dach Kommunal-, Landes-
und Bundespartei und tragen somit intern
bereits diverse Interessenunterschiede aus.
Somit ist das Abstimmungsverhalten im
Bundesrat das Ergebnis des vorgeschalteten
parteiinternen Diskussionsprozesses. Diese
parteipolitische Koordinierung ist entschei-
dend dafür verantwortlich, das Zuschnap-
pen der Scharpfschen ,Verﬂechtungsfalle‘ zu
verhindern.37
Den grundlegenden Widerspruch, den
Lehmbruch im Konstrukt Bundesrat bereits
Mitte der 1970er ausmachte und auch spä-
ter stets betonte, dass im Bundesrat immer
ein Nebeneinander von Mehrheitsentscheid
und föderaler Konsenssuche existiert, lässt
sich nur schwer auﬂösen: Dies gelänge nur,
wenn eine grundsätzliche Abschaﬀung der
zustimmungspﬂichtigen Gesetzgebung statt-
fände. Bei der jetzigen Struktur wird der
parteipolitische Einﬂuss stets auf den föde-
ralen Aufbau wirken. Doch die Zahlen be-
legen, dass das Veto nur sehr begrenzt zu
einem deﬁnitiven Nein des Bundesrates ge-
führt hat. Zudem kann anhand der Zahlen
keine Aussage getroﬀen werden, ob durch
die Blockade der Gesetze im Bundesrat dem
Gemeinwohl mehr geschadet wurde, als
wenn sie beschlossen worden wären. Ver-
lässliche Aussagen dazu, ob die Ablehnung
zu einem Gesetz parteipolitisch oder inhalt-
lich motiviert war, wird kein Bundesrats-
mitglied ehrlich zugeben.
Über Reformen des bundesdeutschen, föde-
ralen Konstrukts wurde seit längerer Zeit
breit in Politik und auch Wissenschaft dis-
kutiert,38 teilweise sind Entﬂechtungsmaß-
nahmen auch in die Beschlüsse zur
Föderalismusreform eingegangen. Ein Weg,
um die Konsensﬁndung zumindest zu er-
leichtern, wäre, die Zahl der Bundesländer
spürbar zu verringern. An dieser Stelle kann
allerdings auf die einzelnen Diskussionen
und deren Details nicht eingegangen wer-
den.39
Dieser Beitrag kommt vielmehr zu dem
Schluss, dass der Bundesrat nicht als verlän-
gerter Arm der Parteizentralen fungiert, son-
dern sich konstruktiv in die Gesetzgebung
einbringt und hierbei seine Länderinteres-
sen aufrichtig vertritt, um sich an der Lö-
sung der Zukunftsfragen konstruktiv und
im Sinne des Gemeinwohls zu beteiligen.
Somit bestätigt sich Renzschs Analyse, dass
sich die Verbindung von Parteienwettbe-
werb und Bundesstaat in der Praxis bewährt
habe und zur Problemverarbeitungsfähigkeit
eher beigetragen hat, statt diese zu behin-
dern.40
Anmerkungen
1. Strohmeier 2003: 17.
2. Zitiert nach: Deupmann 1997: 1.
3. Die Zahl der zustimmungspﬂichtigen Ge-
setze erreichte in der 13. Wahlperiode ihren
Höchststand: knapp 60 Prozent. Seitdem
sank die Zahl der zustimmungspﬂichtigen
Gesetze kontinuierlich. Vgl. Bundesrat
2009: 5. 
4. Vgl. Stüwe 2004: 26.
5. Vgl. Stüwe 2004: 26.
6. Statt der 37 Stimmen im Bundesrat, über
die Schwarz-Gelb bei Regierungsübernahme
im Bund verfügte, konnte Schwarz-Gelb seit
der Wahl in Nordrhein-Westfalen nur noch
auf die Stimmen aus Bayern, Baden-Würt-
temberg, Hessen, Niedersachsen, Sachsen
und Schleswig-Holstein mit insgesamt 31
Stimmen setzen. Nach den Regierungsver-
lusten in Hamburg und Baden-Württem-
berg in der ersten Jahreshälfte 2011 verfügt
Schwarz-Gelb nur noch über 25 Stimmen
in der Länderkammer.
7. Grande 2002: 181; Lehmbruch 2000: 9.
8. Vgl. Grande 2002: 201.
9. Vgl. Benz 2003: 34ﬀ.





Grünen erreichen.30 Nach den Landtags-
wahlen bis Mitte 2011 ist die Mehrheit in
der Länderkammer nur noch im Zusam-
menspiel von Bundesregierung und SPD
möglich. Vom Ausgang weiterer Landtags-
wahlen wird abhängen, ob nicht schließlich
nahezu alle im Bundestag vertretenen Par-
teien im Bundesrat zusammenarbeiten müs-
sen, um in der Länderkammer Mherheiten
zu erzielen. Das föderale Mehrebenensystem
der Parteien muss seine Handlungsfähigkeit
beweisen.31 Die Politik und somit die Par-
teien werden sich der Herausforderung an-
nehmen und künftig neue Wege der
Mehrheitsﬁndung in der Länderkammer su-
chen.32 Die ,temporäre Allparteien-Koali-
tion‘ zur Mehrheitsﬁndung ist Ergebnis
eines sich wandelnden ,ﬂuiden Parteiensy-
stems‘.33 Sie stellt, gerade vor dem Hinter-
grund des historisch belegten konsensualen
Weges zwischen Bund und Ländern, nicht
eine Bedrohung, sondern eine Chance dar.
Fazit
Der Bundesrat kann schon deswegen nicht
als Blockadeinstitution betitelt werden, weil
der föderale Aufbau gerade im Hinblick auf
Handlungsmuster funktioniert: „Der deut-
sche parlamentarische Bundesstaat funktio-
niert, weil sich Parteienkonkurrenz und
föderale Aushandlungsmuster verschränken,
sich gegenseitig begrenzen und moderieren:
Auf der einen Seite konkurrieren politische
Parteien ebenenübergreifend um politische
Macht und streben innerparteiliche Ge-
schlossenheit an, andererseits aber sind diese
Parteien keine monolithischen Blöcke oder
hierarchische Organisationen, sondern ver-
einen unter einem Dach eine Vielzahl
 verschiedener, teilweise gegensätzlicher In-
teressen“.34 Es ist unstrittig, dass aufgrund
der zustimmungspﬂichtigen Gesetzgebung
im Bundesrat eine ,Zweitregierung‘ heran-
gewachsen ist. Allerdings weisen die Zahlen
seit 1949 aus, dass eine Blockade der Bun-
desregierung durch die Bundesratsmehrheit
nie dauerhaft stattfand. In Fällen, in denen
die Länderkammer zunächst ihre notwen-
dige Zustimmung zur Gesetzesvorlage ver-
weigerte, nahm der Vermittlungsausschuss
eine oftmals erfolgreiche Scharnierstellung
ein. Die Folge der Vermittlungstätigkeit war,
dass 98 Prozent der Gesetzesvorlagen, wenn
auch nach einer inhaltlichen Überarbeitung,
gemeinschaftlich von Bundestag und Bun-
desrat verabschiedet wurden. Das beständige
Vorurteil von der Blockade-Institution Bun-
desrat lässt sich somit anhand der Zahlen
klar widerlegen. Burkhard/Manow haben
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despräsident, Bundesregierung/Bundesver-
fassungsgericht. Der Autor erhebt mit den
genannten Konﬂiktlinien ausdrücklich nicht
den Anspruch auf Vollständigkeit, sondern
beschränkt sich im Sinne der Anschaulich-
keit auf die wesentlichen, im Gesetzge-
bungsverfahren oﬀensichtlichen Konﬂikt-
linien. Weitere Konﬂiktlinien ﬁnden sich
zudem innerhalb einzelner Akteure (z.B. zwi-
schen einzelnen Flügeln oder Landesgruppen
in Fraktionen). 
11. Vgl. Oswald 2009.
12. Das Schaubild stammt von einem Vor-
tragsskript von Henrik Scheller aus seinem
Hauptseminar Föderale Politikgestaltung im
Deutschen Bundesstaat an der Freien Univer-
sität Berlin (WiSe 06/07).
13. Vgl. Renzsch 2000: 55f.
14. Vgl. Lehmbruch 2000.
15. Vgl. Bundesrat 2009: 5.
16. Vgl. Scharpf 1999.
17. Lhotta 2003: 19.
18. Vgl. Bundesrat 2009: 7, eigene Darstel-
lung
19. Vgl. Bundesrat 2009: 5, eigene Darstel-
lung
20. Seit 1990 bewegte sich die Ablehnungs-
quote bei Rechtsverordnungen zwischen 0,2
Prozent (12. Wahlperiode) und 0,9 Prozent
(15. Wahlperiode).
21. Vgl. Bundesrat 2009: 8, eigene Darstel-
lung
22. Seit 1990 bewegte sich die Ablehnungs-
quote bei Verwaltungsvorschriften zwischen
0 Prozent (16. Wahlperiode) und 6,7 Prozent
(15. Wahlperiode).
23. In der 13. Wahlperiode wurden von 328
zustimmungspﬂichtigen Gesetzen erneut nur
zehn Gesetze durch den Bundesrat abge-
lehnt.
24. Zudem sank der Anteil der zustim-
mungspﬂichtigen Gesetze in der 15. Wahl-
periode im Vergleich zur vorangegangenen
Wahlperiode um rund vier Prozent.
25. Vgl. hierzu u.a.: Stüwe 2004; Leunig
2004; Lhotta 2003.
26. Renzsch 2000: 62f.; Burkhard/Manow
2006.
27. Detterbeck/Renzsch 2008: 39f.
28. Vgl. Sturm 1999: 212f.
29. Vgl. Funk 2009: 4; Preuß 2010: 6.
30. Mehrheit: 35 Stimmen. Union/FDP/
SPD: 38; Union/FDP/Grüne: 37.
31. Dies würde Leunigs Kritik der bisheri-
gen Unfähigkeit des Mehrebenensystems,
eine Problemlösung in diesem Punkte zu er-
reichen, beheben. Vgl. Leunig 2003: 251.
32. Es wird zukünftig notwendig sein, auf-
grund abnehmender Segmentierung in den
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Landesparlamenten auch Landesregierun-
gen, wie z.B. eine Jamaika-Koalition, bei
einer Mehrheitsﬁndung mit einzubinden.
Mittelfristig ist zu erwarten, dass auch
Ampel-Koalitionen, Rot-Rot-Grüne-Koa li -
tionen oder wieder Schwarz-Grüne-
Bündnisse die Interessen der jeweiligen
Länder im Bundesrat vertreten.
33. Vgl. zum Wandel des Parteiensystems
insbesondere: Haas/Jun/Niedermayer 2008.
,Fluides Parteiensystem‘ ist ein von Oskar
Niedermayer geprägter Begriﬀ. Siehe Nie-
dermayer 2008: 9-35.
34. Renzsch 2000: 54.
35. Burkhard/Manow 2006: 26.
36. Vgl. Burkhard/Manow 2006: 25.
37. Vgl. Renzsch 2000: 73f. ,Verﬂechtungs-
falle‘ ist ein von Fritz W. Scharpf geprägter
Begriﬀ. Siehe Scharpf 1985: 323-356.
38. Vgl. Sturm 2010.
39. Vgl. hierzu Stüwe 2004; Leunig 2004;
Lhotta 2003.
40. Vgl. Renzsch 2000: 54.
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Die Vetospielertheorie nach George Tsebelis 
am Beispiel der deutschen Parteiendemokratie.
von Lennart Grumer
usammenfassung: Dieser Beitrag
 testet die Vetospielertheorie von
George Tsebelis an der deutschen
Wirklichkeit und kommt dabei zu dem Er-
gebnis, dass sie einige Schwächen aufweist. Die
eorie deﬁniert ‚Vetospieler’ als Akteure, deren
Zustimmung erforderlich ist, um im Bereich
der Legislative Veränderungen am Status quo
vorzunehmen. Insbesondere die Klassiﬁzierung
des Bundesrates als Vetospieler ist jedoch um-
stritten und berücksichtigt nicht hinreichend
diﬀerenziert, dass der Bundestag ein Veto des
Bundesrates bei Einspruchsgesetzen überstim-
men kann. Bezogen auf die Zustimmungsge-
setze ist der Bundesrat zwar Vetospieler,
dennoch entsprechen auch hier die von der
eorie prognostizierten Ergebnisse selten der
bundesdeutschen Wirklichkeit. Der Grund ist,
dass die Wirklichkeit sehr viel komplexer ist als
die eorie, die taktisches Handeln nicht be-
rücksichtigt.
Einleitung
Veränderungen des politischen Status quo
scheitern nicht selten am Veto eines betei-
ligten Akteurs. In Deutschland können po-
litische Reformen durch unterschiedliche
Mehrheitsverhältnisse in Bundestag und
Bundesrat, die formelle Prüfungskompetenz
des Bundespräsidenten oder die inhaltliche
Prüfungskompetenz des Bundesverfassungs-
gerichts blockiert werden.
Taktische und kurzfristig denkende Vetopo-
litik, die Partikularinteressen durchsetzt,
kann dabei besonders die Interessen derer
gefährden, denen das politische System kein
Vetorecht zubilligt: zukünftigen Generatio-
nen. Das Ziel der vorliegenden Arbeit ist,
den Einﬂuss zu analysieren, den ,Vetospie-
ler‘, also „[...] Akteure, von deren Zustim-
mung der Erfolg [einer politischen] Reform
abhängt“,1 auf die Entscheidungsﬁndung im
politischen System Deutschlands haben.
Neben der Identiﬁkation der verschiedenen
Vetospieler im politischen System der BRD
interessiert die Frage, wie Vetospieler auch
politische Inhalte beeinﬂussen. Diese Frage-
stellung umfasst zwei Hauptaspekte: Erstens
soll erfasst werden, inwiefern die Vetospie-
lertheorie das Handeln der beteiligten Ak-
teure erklärt. Zweitens soll geprüft werden,
ob sich mit Hilfe der Vetospielertheorie neue
wissenschaftliche Erkenntnisse gewinnen
lassen.
Die eorie der Vetospieler
Einordnung in die vergleichende Regie-
rungslehre
Der 1995 erstmals von Tsebelis veröﬀent-
lichte Ansatz ist auf dem Gebiet der verglei-
chenden Regierungslehre die Grundlage für
ein vollkommen neuartiges Modell. Wäh-
rend klassische Institutionalisten Mehrheits-
oder Konsensdemokratien, Zwei- oder
Mehrparteiensysteme, und Demokratien
von Diktaturen unterscheiden, betrachtet
die Vetospielertheorie „alle institutionellen
Arrangements und politischen Wettbe-
werbskonstellationen als funktional äquiva-
lent“.2 Tsebelis ordnet sich selbst dem
Institutionalismus zu und bestreitet damit
zwar nicht die Möglichkeit der Beeinﬂus-
sung eines politischen Systems durch die In-
stitutionen, aber er gewichtet das Handeln
der Akteure stärker als den Einﬂuss der In-
stitutionen.3
Annahmen und Ziele der eorie
Eine zentrale Annahme der von Tsebelis vor-
gelegten Form der Vetospielertheorie ist die
Annahme, dass es „individuelle oder kollek-
tive Akteure [gibt], deren Zustimmung er-
forderlich ist, um im Bereich der Legislative
Veränderungen des Status quo vorzuneh-
men“.4 Anders ausgedrückt handelt es sich
um Akteure, deren Veto eine Änderung des
legislativen Status quo verhindern kann. Alle
Akteure eines politischen Systems, auf die
diese Beschreibung zutriﬀt, nennt Tsebelis
Vetospieler.5
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